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BEGRÜNDUNG

1. HINTERGRUND DES VORSCHLAGS, KONSULTATIONEN

Am 29. Mai 2000 erließ der Rat die Verordnung (EG) Nr. 1348/2000 über die Zustellung
gerichtlicher und außergerichtlicher Schriftstücke in Zivil- oder Handelssachen in den
Mitgliedstaaten1. Ziel der Verordnung ist es, die Zustellung von Schriftstücken, die direkt
zwischen den von den Mitgliedstaaten benannten örtlichen Stellen (Übermittlungs- und
Empfangsstellen) erfolgt, zu beschleunigen. Seit Inkrafttreten der Verordnung (EG)
Nr. 1348/2000 am 31. Mai 2001 hat sich die Kommission darum bemüht, möglichst viele
Informationen über die Anwendung der Verordnung einzuholen. Auf der Grundlage dieser
Informationen wurde die Anwendung der Verordnung mehrfach erörtert. Darüber hinaus
wurde im Auftrag der Kommission eine Studie über die Anwendung der Verordnung erstellt.
Wie in Artikel 24 der Verordnung vorgesehen, hat die Kommission schließlich auch einen
Bericht über die Anwendung der Verordnung angenommen.

• Bei der ersten Zusammenkunft des Europäischen Justiziellen Netzes für die
Zusammenarbeit in Zivil- und Handelssachen im Dezember 2002 wurde über die ersten
Erfahrungen mit der Anwendung der Verordnung berichtet. Dabei traten verschiedene
Probleme zutage, die sich wie folgt zusammenfassen lassen: Praktische Probleme aufgrund
der erst kurzen Geltungsdauer der Verordnung (z. B. Nichtverwendung der
Standardformulare oder Missverständnisse im Zusammenhang mit der Sprachenregelung);
mangelhafte Einhaltung der in der Verordnung vorgesehenen Fristen durch die nationalen
Verwaltungen; hohe Kosten und mangelnde Transparenz hinsichtlich ihrer
Zusammensetzung.

• Als nächsten Schritt in diesem Konsultationsprozess organisierte die Kommission im
Juli 2003 eine öffentliche Anhörung über die Anwendung der Verordnung. Die öffentliche
Anhörung bot Gelegenheit für einen Meinungsaustausch zwischen Behörden und
Fachleuten, die die Verordnung anzuwenden haben. Das größte Interesse galt dem
Zeitfaktor (wie viel Zeit ist für die Übermittlung und Zustellung der Schriftstücke
erforderlich), der Effizienz der Übermittlungs- und Empfangsstellen sowie der
Zentralstellen und den Zustellungskosten. Mehrere Mitgliedstaaten bedauerten, dass die
Formulare nicht ordnungsgemäß bzw. gar nicht verwendet werden.

• Im Auftrag der Kommission wurde eine Studie über die Anwendung der Verordnung
erstellt2. In der Studie wird festgestellt, dass die Verordnung die Übermittlung und
Zustellung von Schriftstücken beschleunigt und durch die Verbesserung der justiziellen
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten erheblich zum Aufbau eines europäischen
Rechtsraums beigetragen hat. Die Personen, die beruflich mit der Anwendung der
Verordnung zu tun haben, befinden sich jedoch noch in einer Anpassungsphase und wissen
zu wenig über die Verordnung. In der Studie wird auf einen erhöhten Schulungsbedarf
dieses Personenkreises hingewiesen.

• Im April 2004 berief die Kommission eine Sitzung des Beratenden Ausschusses für die
Zustellung von Schriftstücken ein (nach Artikel 18 der Verordnung), um die Ergebnisse der
Studie und etwaige Anpassungen der Verordnung zu erörtern. Gleichzeitig konnten die
Mitgliedstaaten bei dieser Gelegenheit weitere Informationen über die Funktionsweise der
Verordnung mitteilen.

                                                
1 ABl. L 160 vom 30.6.00, S. 37.
2 http://europa.eu.int/comm/justice_home/doc_centre/civil/studies/doc/study_ec1348_2000_en.pdf
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Anhand der Erkenntnisse aus den Konsultationen und der Studie erstellte die Kommission
einen Bericht über die Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 1348/20003, den sie am
1. Oktober 2004 annahm. Dem Bericht zufolge wird die Verordnung seit ihrem Inkrafttreten
im Jahr 2001 im Allgemeinen zunehmend besser angewandt und Schriftstücke werden
inzwischen schneller von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat übermittelt und zugestellt. Es ist
jedoch festzustellen, dass in der noch andauernden Umstellungsphase viele Personen, die mit
der Anwendung der Verordnung zu tun haben, insbesondere örtliche Stellen, nach wie vor
nicht ausreichend über die Verordnung Bescheid wissen. Auch werden einige Bestimmungen
der Verordnung nicht zufrieden stellend angewandt.

• Im Februar 2005 hat die Kommission eine öffentliche Anhörung zu dem Bericht
abgehalten. Als Diskussionsgrundlage diente ein Arbeitspapier, in dem eine Reihe
konkreter Änderungsvorschläge aufgelistet waren.

2. SUBSIDIARITÄT UND VERHÄLTNISMÄSSIGKEIT

Ziel dieser Verordnung ist die weitere Verbesserung und Beschleunigung der Übermittlung
und Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher Schriftstücke in Zivil- und Handelssachen
zwischen den Mitgliedstaaten, die Vereinfachung bestimmter Verordnungsvorschriften und
die Erhöhung der Rechtssicherheit für Antragsteller und Empfänger.

Dieses Ziel steht im Einklang mit dem vom Europäischen Rat am 4./5. November 2004
angenommenen Haager Programm zur Stärkung von Freiheit, Sicherheit und Recht in der
Europäischen Union. Im Haager Programm wird mehr Kohärenz, eine bessere Rechtsetzung
und eine Evaluierung der vorhandenen Rechtsvorschriften zur Steigerung ihrer Effizienz
gefordert.

Das Ziel der vorgeschlagenen Verordnung kann von den Mitgliedstaaten allein nicht
ausreichend erreicht werden, da sie nicht garantieren können, dass die geltenden Vorschriften
überall in der Gemeinschaft gleichwertig sind. Dieses Ziel lässt sich deshalb nur auf
Gemeinschaftsebene erreichen.

Der Vorschlag ist überdies mit dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit vereinbar, da er sich
auf das für die Erreichung des Ziels unbedingt erforderliche Minimum beschränkt.

3. ERLÄUTERUNG DES VERFÜGENDEN TEILS

Artikel 1

1. Absatz 1 (Artikel 7)

Dem Bericht der Kommission zufolge hat sich die Übermittlung und Zustellung von
Schriftstücken - gegenüber der Situation auf der Grundlage des Haager Übereinkommens von
1965 - durch die Anwendung der Verordnung beschleunigt. Obwohl der für die Übermittlung
und Zustellung erforderliche Zeitaufwand im Allgemeinen nur noch 1 bis 3 Monate beträgt,
sind in manchen Fällen noch 6 Monate erforderlich. Derartige Verzögerungen bei der
Übermittlung und Zustellung von Schriftstücken zwischen Mitgliedstaaten sind in einem
europäischen Rechtsraum in Zivil- und Handelssachen nicht hinnehmbar. In diesem Absatz

                                                
3 KOM(2004) 603 endg.; Anlagen: SEC(2004) 1145. Anm. d. Übers.: Text liegt nicht auf Deutsch vor.
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wird die Empfangsstelle daher verpflichtet, ein Schriftstück binnen einem Monat nach seinem
Eingang zuzustellen.

Konnte das Schriftstück nicht zugestellt werden, muss die Empfangsstelle die
Übermittlungsstelle unverzüglich davon in Kenntnis setzen.

Der Satz „Die Frist wird nach dem Recht des Empfangsmitgliedstaats berechnet“ wird
gestrichen, da für die Berechnung von Fristen die Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1182/71
des Rates vom 3. Juni 1971 zur Festlegung der Regeln für die Fristen, Daten und Termine
maßgebend ist (siehe Erwägung Nr. 10).

2. Absatz 2 (Artikel 8)

a) Artikel 8 (Absatz 1)

Angesichts unterschiedlicher Vorgehensweisen in den Mitgliedstaaten in Bezug auf die
Annahmeverweigerungsfrist4 empfiehlt es sich, im Interesse einer einheitlichen Anwendung
der Verordnung in allen Mitgliedstaaten eine einheitliche Frist von einer Woche festzusetzen,
innerhalb deren der Empfänger die Annahme des Schriftstücks verweigern darf, indem er es
zurückschickt. Es sollte überdies präzisiert werden, dass der Empfänger sofort bei der
Zustellung gegenüber der das Schriftstück zustellenden Person von seinem
Annahmeverweigerungsrecht Gebrauch machen darf.

Des Weiteren wird eine Pflicht zur schriftlichen Belehrung des Empfängers über sein
Annahmeverweigerungsrecht eingeführt, da dem Bericht der Kommission zufolge dem
Empfänger gegenwärtig nicht immer mitgeteilt wird, dass er die Annahme des Schriftstücks
verweigern darf. Die Empfangsstelle belehrt den Empfänger über sein
Annahmeverweigerungsrecht mit Hilfe des Formblatts im Anhang. Außerdem belehrt ihn die
Empfangsstelle – nach Möglichkeit – auch mündlich über sein Verweigerungsrecht.

In Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe b entfallen die Worte „des Übermittlungsmitgliedstaats“. Es
reicht aus, wenn der Empfänger die Sprache des Schriftstücks versteht, unabhängig davon, ob
es sich um eine Sprache des Übermittlungsmitgliedstaats handelt.

Es wird der Zusatz „und keine Übersetzung in einer dieser Sprachen beigefügt ist“ eingefügt,
um klarzustellen, dass neben der Übersetzung auch das Original zuzustellen ist, wenn das
Schriftstück nicht in einer der Sprachen gemäß Artikel 8 Absatz 1 abgefasst ist (d. h. es reicht
nicht aus, nur die Übersetzung des Originals zuzustellen).

b) Artikel 8 Absatz 3

Beim Europäischen Gerichtshof ist derzeit ein Fall anhängig, der die Rechtsfolgen betrifft, die
durch die rechtmäßige Verweigerung der Annahme eines Schriftstücks gemäß Absatz 1
ausgelöst werden5. In der Verordnung sind die Rechtsfolgen einer Annahmeverweigerung
nicht ausdrücklich geregelt.

Aus Gründen der Rechtssicherheit sollte dieser Fall in der Verordnung ausdrücklich geregelt
sein. Dieser Absatz ermöglicht eine rechtswirksame Zustellung durch die Zustellung einer

                                                
4 Im Gegensatz zu den anderen Mitgliedstaaten haben Deutschland und Österreich in ihre nationalen

Rechtsvorschriften (unterschiedliche) Fristen für die Verweigerung der Annahme von Schriftstücken
aufgenommen.

5 Rs. C-443/03, Götz Leffler/Berlin Chemie AG.
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Übersetzung des Schriftstücks nach Maßgabe der Verordnung. Im Interesse eines wirksamen
Schutzes sowohl der Rechte des Antragstellers als auch der des Empfängers gilt in diesem
Fall als Datum der Zustellung des Schriftstücks das Datum der Zustellung der Übersetzung.
Muss jedoch nach innerstaatlichem Recht ein Schriftstück innerhalb einer bestimmten Frist
zugestellt werden, um die Rechte des Antragstellers zu wahren, ist im Verhältnis zum
Antragsteller als Datum der Zustellung der Tag maßgeblich, an dem das Original erstmals
zugestellt wurde.

3. Absatz 3 (Artikel 9)

Durch das doppelte Datum in Artikel 9 sollen sowohl die Rechte des Antragstellers als auch
die des Empfängers geschützt werden. In Absatz 1 ist der Grundsatz festgeschrieben, wonach
als Datum der Zustellung der Tag gilt, an dem das Schriftstück nach dem Recht des
Empfangsmitgliedstaats zugestellt worden ist. Dadurch sollen die Rechte des Empfängers
geschützt werden. In Absatz 2 geht es um den Schutz der Rechte des Antragstellers, der ein
besonderes Interesse daran haben kann, dass die Zustellung innerhalb einer bestimmten Frist
oder zu einem bestimmten Zeitpunkt erfolgt. In solchen Fällen sollte der Antragsteller seine
Rechte zu einem von ihm selbst gewählten Zeitpunkt geltend machen können, statt sich auf
ein Ereignis (Zustellung des Schriftstücks in einem anderen Mitgliedstaat) beziehen zu
müssen, auf das er keinen unmittelbaren Einfluss hat und das gegebenenfalls nach Ablauf der
vorgeschriebenen Frist erfolgt.

Mehrere Mitgliedstaaten6 haben unlängst die Ausnahmeregelung des Artikels 9 Absatz 3 in
Anspruch genommen mit der Begründung, dass ihr innerstaatlichen Verfahrensrecht ein
doppeltes Datum nicht kennt. Diese Mitgliedstaaten verfügen allerdings über gleichwertige
Vorschriften, die die Rechte des Antragstellers schützen (z. B. wird die Verjährung durch
Klage vor einem Gericht unterbrochen).

In Absatz 1 werden die Worte „nach Artikel 7“ gestrichen, da Artikel 9 auch für die
Zustellung eines Schriftstücks nach Maßgabe von Abschnitt 2 (d. h. Artikel 12 bis 15 und
neuer Artikel 15a) gilt.

In Absatz 2 ist die Formulierung „im Rahmen eines im Übermittlungsmitgliedstaat
einzuleitenden oder anhängigen Verfahrens innerhalb einer bestimmten Frist“ zu eng und
nicht klar genug. Sie wird ersetzt durch die Formulierung „innerhalb einer bestimmten Frist
zugestellt werden, um die Rechte des Antragstellers zu wahren“.

In Absatz 2 wird überdies die Formulierung „nach dem Recht eines Mitgliedstaats“
hinzugefügt. Der Verweis auf einzelstaatliches Recht stellt sicher, dass Absatz 2 nur in den
Mitgliedstaaten angewandt wird, deren Recht ein doppeltes Datum vorsieht. Absatz 3 kann
daher gestrichen und die dort vorgesehene umständliche Mitteilungsregelung durch eine
einfachere und klarere Bestimmung ersetzt werden.

                                                
6 Spanien, Irland, Litauen, Ungarn, Malta, die Niederlande, Polen, Portugal, Slowenien, Finnland,

Schweden, Vereinigtes Königreich.
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4. Absatz 4 (Artikel 11)

Bereits kurz nach Inkrafttreten der Verordnung wurde die Kommission auf die Kostenfrage
aufmerksam gemacht, die wiederholt ausgiebig erörtert wurde. Hierzu wird im
Kommissionsbericht festgestellt, dass die Anwendung dieser Bestimmung nicht zufrieden
stellend ist, zumal in manchen Mitgliedstaaten die für die Zustellung von Schriftstücken
erhobenen Gebühren sehr hoch (über 150 EUR) und nicht vollkommen transparent sind (d. h.
dem Antragsteller vorher nicht bekannt sind).

Die Regelungen der Mitgliedstaaten für die Zustellung von Schriftstücken unterscheiden sich
ganz erheblich. In vielen Mitgliedstaaten ist die Zustellung Sache der Gerichte, die
Schriftstücke in der Praxis häufig per Post zustellen lassen. Dabei fallen keine bzw. nur sehr
geringe Zustellungsgebühren an. In manchen Mitgliedstaaten wiederum sind freiberufliche
Gerichtsvollzieher (z. B. die huissiers de justice in Frankreich) mit der Zustellung von
Schriftstücken betraut, die Gebühren für die Zustellung in Rechnung stellen.

Die Verordnung muss mit allen Zustellungsmodi vereinbar sein, ohne dass die eine oder
andere Zustellungsform bevorzugt oder benachteiligt wird. Es ist allerdings nicht zu leugnen,
dass es in einigen Mitgliedstaaten Probleme mit der Verordnung gab, weil die Kosten dort
nicht ohne Weiteres nachvollziehbar sind und bisweilen ausgesprochen hoch scheinen.

Um den Zugang zum Recht zu erleichtern, bestimmt dieser Absatz, dass Auslagen, die
dadurch entstehen, dass bei der Zustellung eine Amtsperson oder eine andere nach dem Recht
des Empfangsmitgliedstaats zuständige Person mitwirkt, einer von dem betreffenden
Mitgliedstaat nach den Grundsätzen der Verhältnismäßigkeit und der Nichtdiskriminierung
im Voraus festgesetzten Gebühr entsprechen müssen.

Was die Verhältnismäßigkeit dieser Gebühr betrifft, so sollte diese nach den in anderen
Staaten für die Zustellung von Schriftstücken bestehenden Festgebühren7 beurteilt werden.

5. Absatz 5 (Artikel 14)

Dieser Absatz zielt darauf ab, die Anwendung der Verordnung durch die Einführung
einheitlicher Postzustellungsregeln für alle Mitgliedstaaten weiter zu vereinfachen. Die
Voraussetzungen für eine Postzustellung sind derzeit nicht in allen Mitgliedstaaten
benutzerfreundlich. In diesem Absatz wird eine für alle Mitgliedstaaten verbindliche
einheitliche Regelung eingeführt (Einschreiben mit Rückschein oder gleichwertigem Beleg),
wie sie in vielen Mitgliedstaaten bereits angewandt wird. Diese Bestimmung liefert eine
hinreichende Gewähr dafür, dass der Empfänger das Schriftstück tatsächlich und nachweislich
erhalten hat.

Im Interesse der Klarheit wird der Ausdruck „Post“ in Artikel 14 durch den Ausdruck
„Postdienste“ ersetzt. Nach der Postdienste-Richtlinie8 können die Mitgliedstaaten die bei
Gerichts- oder Verwaltungsverfahren verwendete Postzustellung per Einschreiben im
Einklang mit ihrem innerstaatlichen Recht regeln. Dies schließt auch die Benennung einer
oder mehrerer Stellen ein, die für die Erbringung dieser Leistungen verantwortlich sind. Unter
„Postdiensten“ sind hier deshalb (je nachdem, für welche Lösung sich die Mitgliedstaaten
jeweils entschieden haben) sowohl von privaten als auch von öffentlichen Betreibern

                                                
7 In Frankreich belaufen sich die Zustellungsgebühren auf 69 EUR, in den USA auf 89 USD.
8 Richtlinie 97/67/EG, ABl. L 23 vom 30.1.1998, S. 39, geändert durch die Richtlinie 2002/39/EG,

ABl. L 176 vom 5.7.2002, S. 21.
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angebotene Dienstleistungen zu verstehen, unabhängig davon, ob diese Betreiber einer
Universaldienstverpflichtung unterliegen.

6. Absatz 6 (Artikel 15)

Durch die Streichung von Absatz 2, in dem den Mitgliedstaaten die Möglichkeit eingeräumt
wird, die unmittelbaren Zustellung von Schriftstücken nicht zuzulassen, wird die Anwendung
der Verordnung durch die Einführung einer für alle Mitgliedstaaten verbindlichen
einheitlichen Bestimmung weiter vereinfacht. Mehrere Mitgliedstaaten lassen die
unmittelbare Zustellung derzeit nicht zu9. Sofern die Verantwortlichkeiten der Amtspersonen,
Beamten oder anderen zuständigen Personen gewahrt bleiben, besteht kein Grund, den an
gerichtlichen Verfahren beteiligten Personen die Möglichkeit der unmittelbaren Zustellung zu
verwehren, zumal die Zustellung dadurch in bestimmten Fällen erheblich beschleunigt würde.

7. Absatz 7 (Artikel 15a)

Um die Rechtssicherheit für Antragsteller und Empfänger zu erhöhen und aus Gründen der
Kohärenz, wird in diesem Absatz präzisiert, dass die Vorschriften für die
Annahmeverweigerung (Artikel 8) und die Vorschriften betreffend das Datum der Zustellung
(Artikel 9) für die in diesem Abschnitt geregelten Übermittlungs- und Zustellungsarten gelten
(Artikel 12 bis 15). Mit dieser Änderung wird gleichfalls deutlich gemacht, dass die
Sprachenregelung des Artikels 8 auch für die Zustellung durch Postdienste gilt10.

8. Absatz 8 (Artikel 17 und 23)

Die Bestimmung für den Erlass der Maßnahmen zur Erstellung eines Handbuchs der
Empfangsstellen und des Glossars durch Beschluss der Kommission (Artikel 17) wird
gestrichen; gleiches gilt für die Bestimmung über die Veröffentlichung der von den
Mitgliedstaaten mitgeteilten Informationen im Amtsblatt (Artikel 23). Stattdessen wird mit
diesem Absatz eine Bestimmung eingeführt, die Artikel 19 und Artikel 22 der Verordnung
(EG) Nr. 1206/2001 des Rates vom 28. Mai 2001 über die Zusammenarbeit zwischen den
Gerichten der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Beweisaufnahme in Zivil- oder
Handelssachen11 nachgebildet ist, da die Artikel 17 und 23 die Bereitstellung der von den
Mitgliedstaaten mitgeteilten Angaben unnötig erschweren.

Die von den Mitgliedstaaten mitgeteilten Informationen sind nunmehr über den Europäischen
Gerichtsatlas für Zivilsachen abrufbar, der laufend aktualisiert wird12. Dieser Atlas sollte ein
Verzeichnis der Änderungen und der Zeiträume enthalten, für die die mitgeteilten
Änderungen jeweils galten.

                                                
9 Österreich, die Tschechische Republik, England, Wales und Nordirland, Estland, Deutschland, Ungarn,

Lettland, Litauen, Polen, Portugal, die Slowakische Republik und Slowenien.
10 In den Angaben der Mitgliedstaaten gemäß Artikel 23 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1348/2000

des Rates (Einführung) heißt es: „Die Tatsache, dass ein Mitgliedstaat zu Artikel 14 keine besondere
Sprachregelung mitgeteilt hat, bedeutet implizit, dass die Sprachregelung des Artikels 8 gilt.“
(ABl. C 202 vom 18.7.2001, S. 10).

11 ABl. L 174 vom 27.6.2001, S.1.
12 http://europa.eu.int/comm/justice_home/judicialatlascivil/html/docservinformation_de.htm
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9. Absatz 9 (Anhang)

Mit diesem Absatz werden die Formblätter der neuen Formulierung der Artikel 7 und 8
angepasst. Außerdem wird ein weiteres Formblatt für die Belehrung des Empfängers über
sein Annahmeverweigerungsrecht (siehe Artikel 8 Abs. 1) eingeführt. Schließlich werden in
den Formblättern fehlende Referenznummern der Übermittlungs- und Empfangsstellen sowie
fehlende Verweise auf die neuen Sprachen hinzugefügt.
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2005/0126 (COD)

Vorschlag für eine

VERORDNUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1348/2000 des Rates vom 29. Mai 2000 über die
Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher Schriftstücke in Zivil- oder

Handelssachen in den Mitgliedstaaten

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION -

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf
Artikel 61 Buchstabe c und Artikel 67 Absatz 5 zweiter Gedankenstrich,

auf Vorschlag der Kommission13,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses14,

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 EG-Vertrag15,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Am 1. Oktober 2004 hat die Kommission einen Bericht16 über die Anwendung der
Verordnung (EG) Nr. 1348/2000 des Rates über die Zustellung gerichtlicher und
außergerichtlicher Schriftstücke in Zivil- oder Handelssachen in den Mitgliedstaaten17

angenommen. Dem Bericht zufolge wird die Verordnung seit ihrem Inkrafttreten im
Jahr 2001 im Allgemeinen zwar zunehmend besser angewandt und Schriftstücke
werden inzwischen schneller von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat übermittelt und
zugestellt, doch werden einige Bestimmungen der Verordnung nicht völlig zufrieden
stellend angewandt.

(2) Das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts erfordert eine weitere Verbesserung
und Beschleunigung der Übermittlung und Zustellung gerichtlicher und
außergerichtlicher Schriftstücke in Zivil- und Handelssachen zwischen den
Mitgliedstaaten, die Vereinfachung bestimmter Vorschriften der Verordnung (EG)
Nr. 1348/2000 und die Erhöhung der Rechtssicherheit für Antragsteller und
Empfänger.

(3) Schriftstücke sollten so rasch wie möglich, in jedem Fall jedoch binnen einem Monat
nach deren Eingang bei der Empfangsstelle zugestellt werden.

(4) Die Empfangsstelle sollte den Empfänger schriftlich mit Hilfe eines Formblatts
darüber belehren, dass er die Annahme des Schriftstücks bei der Zustellung oder

                                                
13 ABl. C […] vom […], S. […].
14 ABl. C […] vom […], S. […].
15 ABl. C […] vom […], S. […].
16 KOM(2004) 603 endg.; SEC(2004) 1145
17 ABl. L 160 vom 30.6.2000, S. 37.
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dadurch verweigern darf, dass er das Schriftstück binnen einer Woche nach Zustellung
zurückschickt.

(5) Es ist vorzusehen, dass die Zustellung eines Schriftstücks durch die Zustellung einer
Übersetzung dieses Schriftstücks an den Empfänger bewirkt werden kann.

(6) Als Datum der Zustellung sollte das Datum gelten, an dem das Schriftstück nach dem
Recht des Empfangsmitgliedstaats zugestellt worden ist. Muss jedoch nach dem Recht
eines Mitgliedstaats ein Schriftstück innerhalb einer bestimmten Frist zugestellt
werden, um die Rechte des Antragstellers zu wahren, sollte im Verhältnis zum
Antragsteller als Datum der Zustellung das Datum gelten, das sich aus dem Recht
dieses Mitgliedstaats ergibt.

(7) Um den Zugang zum Recht zu erleichtern, sollten die Kosten, die dadurch entstehen,
dass bei der Zustellung eine Amtsperson oder eine andere nach dem Recht des
Empfangsmitgliedstaats zuständige Person mitwirkt, einer von diesem Mitgliedstaat
nach den Grundsätzen der Verhältnismäßigkeit und der Nichtdiskriminierung im
Voraus festgesetzten Festgebühr entsprechen.

(8) Es sollte jedem Mitgliedstaat freistehen, Personen, die ihren Wohnsitz in einem
anderen Mitgliedstaat haben, gerichtliche Schriftstücke unmittelbar durch Postdienste
per Einschreiben mit Rückschein oder gleichwertigem Beleg zustellen zu lassen.

(9) Diese Verordnung sollte den an einem gerichtlichen Verfahren Beteiligten die
Möglichkeit lassen, gerichtliche Schriftstücke unmittelbar durch Amtspersonen,
Beamte oder sonstige zuständige Personen des Empfangsmitgliedstaats zustellen zu
lassen.

(10) Die in der Verordnung (EG) Nr. 1348/2000 vorgesehenen Fristen und Termine sollten
nach Maßgabe der Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1182/7118

 berechnet werden.

(11) Da die Ziele dieser Maßnahme auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend
erreicht werden können, sondern besser auf Gemeinschaftsebene zu erreichen sind,
kann die Gemeinschaft im Einklang mit dem in Artikel 5 EG-Vertrag niedergelegten
Subsidiaritätsprinzip tätig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten
Verhältnismäßigkeitsprinzip geht diese Verordnung nicht über das für die Erreichung
dieser Ziele erforderliche Mindestmaß hinaus.

(12) Die zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen Maßnahmen sollten gemäß
dem Beschluss 1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der
Modalitäten für die Ausübung der der Kommission übertragenen
Durchführungsbefugnisse19 beschlossen werden.

(13) Das Vereinigte Königreich und Irland haben gemäß Artikel 3 des dem Vertrag über
die Europäische Union und dem Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft beigefügten Protokolls über die Position des Vereinigten Königreichs
und Irlands mitgeteilt, dass sie sich an der Annahme und Anwendung dieser
Verordnung beteiligen möchten.

                                                
18 ABl. L 124 vom 8.6.1971, S. 1.
19 ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.
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(14) Dänemark wirkt gemäß den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag über die Europäische
Union und dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft beigefügten
Protokolls über die Position Dänemarks an der Annahme dieser Verordnung nicht mit.
Diese Verordnung ist daher für diesen Staat nicht verbindlich und ihm gegenüber nicht
anwendbar -

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EG) Nr. 1348/2000 des Rates wird wie folgt geändert:

(1) Artikel 7 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„2. Die Schriftstücke werden so rasch wie möglich, in jedem Fall jedoch binnen
einem Monat nach Eingang zugestellt. Konnte die Zustellung nicht vorgenommen
werden, teilt die Empfangsstelle dies der Übermittlungsstelle unverzüglich unter
Verwendung der Bescheinigung mit, die in dem Formblatt im Anhang vorgesehen
und gemäß Artikel 10 Absatz 2 auszustellen ist.“

(2) Artikel 8 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„1. Die Empfangsstelle setzt den Empfänger nach Möglichkeit mündlich, in jedem
Fall aber schriftlich unter Verwendung des Formblatts im Anhang davon in
Kenntnis, dass er die Annahme des zuzustellenden Schriftstücks bei der Zustellung
selbst oder dadurch verweigern darf, dass er das Schriftstück binnen einer Woche
nach Zustellung zurückschickt, wenn das Schriftstück in einer anderen als den
folgenden Sprachen abgefasst und keine Übersetzung in einer dieser Sprachen
beigefügt ist:

(a) der Amtssprache des Empfangsmitgliedstaats oder, wenn es im
Empfangsmitgliedstaat mehrere Amtssprachen gibt, der Amtssprache oder einer der
Amtssprachen des Ortes, an dem die Zustellung erfolgen soll, oder

(b) einer Sprache, die der Empfänger versteht.“

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt:

„3. Hat der Empfänger die Annahme des Schriftstücks gemäß Absatz 1 verweigert,
kann die Zustellung im Einklang mit dieser Verordnung durch Zustellung einer
Übersetzung des Schriftstücks in einer der in Absatz 1 vorgesehenen Sprachen
bewirkt werden.

In diesem Fall ist das Datum der Zustellung des Schriftstücks das Datum, an dem die
Zustellung der Übersetzung nach dem Recht des Empfangsmitgliedstaats bewirkt
wird. Muss jedoch nach dem Recht eines Mitgliedstaats ein Schriftstück innerhalb
einer bestimmten Frist zugestellt werden, um die Rechte des Antragstellers zu
wahren, ist im Verhältnis zum Antragsteller als Datum der Zustellung der Tag
maßgeblich, an dem das erste Schriftstück zugestellt worden ist.“



11 Drucksache 594/05
(3) Artikel 9 erhält folgende Fassung:

„Artikel 9

Datum der Zustellung

1. Unbeschadet des Artikels 8 ist für das Datum der Zustellung eines
Schriftstücks das Recht des Empfangsmitgliedstaats maßgeblich.

2. Muss jedoch nach dem Recht eines Mitgliedstaats ein Schriftstück innerhalb
einer bestimmten Frist zugestellt werden, um die Rechte des Antragstellers zu
wahren, ist im Verhältnis zum Antragsteller als Datum der Zustellung der Tag
maßgeblich, der sich aus dem Recht dieses Mitgliedstaats ergibt.“

(4) In Artikel 11 Absatz 2 wird folgender Unterabsatz angefügt:

„Auslagen, die dadurch entstehen, dass bei der Zustellung eine Amtsperson oder eine
andere nach dem Recht des Empfangsmitgliedstaats zuständige Person mitwirkt,
müssen einer von diesem Mitgliedstaat nach den Grundsätzen der
Verhältnismäßigkeit und der Nichtdiskriminierung im Voraus festgesetzten
Festgebühr entsprechen. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die jeweiligen
Festgebühren mit.“

(5) Artikel 14 erhält folgende Fassung:

„Artikel 14

Zustellung durch Postdienste

Jedem Mitgliedstaat steht es frei, Personen, die ihren Wohnsitz in einem anderen
Mitgliedstaat haben, gerichtliche Schriftstücke unmittelbar durch Postdienste per
Einschreiben mit Rückschein oder gleichwertigem Beleg zustellen zu lassen.“

(6) Artikel 15 erhält folgende Fassung:

„Artikel 15

Unmittelbare Zustellung

Diese Verordnung schließt nicht aus, dass jeder an einem gerichtlichen Verfahren
Beteiligte gerichtliche Schriftstücke unmittelbar durch Amtspersonen, Beamte oder
sonstige zuständige Personen des Empfangsmitgliedstaats zustellen lassen kann.“

(7) Folgender Artikel 15a wird eingefügt:

„Artikel 15a

Anwendbare Bestimmungen

Die Vorschriften für die Annahmeverweigerung gemäß Artikel 8 und die
Vorschriften betreffend das Datum der Zustellung gemäß Artikel 9 gelten für die in
diesem Abschnitt geregelten Übermittlungs- und Zustellungsarten.“

(8) Artikel 17 erhält folgende Fassung:
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„Artikel 17

Durchführungsbestimmungen

Die zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen Maßnahmen, die die
Aktualisierung oder technische Anpassung der Formblätter im Anhang betreffen,
werden nach dem Beratungsverfahren des Artikels 18 Absatz 2 erlassen.“

(9) Artikel 23 erhält folgende Fassung:

„Artikel 23

Mitteilung

1. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die Angaben nach den Artikeln 2,
3, 4, 10, 11, 13 und 19 mit.

2. Die Kommission sorgt für die Erstellung und regelmäßige Aktualisierung eines
Handbuchs, das in elektronischer Form bereit gestellt wird und die Angaben
nach Absatz 1 enthält.

(10) Der Anhang wird durch den Anhang zu dieser Verordnung ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am […] in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemäß dem Vertrag zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brüssel am [...]

Im Namen des Europäischen Parlaments Im Namen des Rates
Der Präsident Der Präsident
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ANHANG

ANTRAG AUF ZUSTELLUNG VON SCHRIFTSTÜCKEN

(Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1348/2000 des Rates über die Zustellung
gerichtlicher und außergerichtlicher Schriftstücke in Zivil- oder Handelssachen in den

Mitgliedstaaten(1))

Referenznummer:

1. ÜBERMITTLUNGSSTELLE

1.1. Name/Bezeichnung:

1.2. Anschrift:

1.2.1. Straße und Hausnummer/Postfach:

1.2.2. PLZ und Ort:

1.2.3. Staat:

1.3. Tel.:

1.4. Fax (*):

1.5. E-Mail (*):

2. EMPFANGSSTELLE:

2.1. Name/Bezeichnung:

2.2. Anschrift:

2.2.1. Straße und Hausnummer/Postfach:

2.2.2. PLZ und Ort:

2.2.3. Staat:

2.3. Tel.:

2.4. Fax (*):

2.5. E-Mail (*):

_________

(1) ABl. L 160 vom 30.6.2000, S. 37.

(*) Angabe freigestellt.



Drucksache 594/05 14

3. ANTRAGSTELLER

3.1. Name/Bezeichnung:

3.2. Anschrift:

3.2.1. Straße und Hausnummer/Postfach:

3.2.2. PLZ und Ort:

3.2.3. Staat:

3.3. Tel. (*):

3.4. Fax (*):

3.5. E-Mail (*):

4. EMPFÄNGER

4.1. Name/Bezeichnung:

4.2. Anschrift:

4.2.1. Straße und Hausnummer/Postfach:

4.2.2. PLZ und Ort:

4.2.3. Staat:

4.3. Tel. (*):

4.4. Fax (*):

4.5. E-Mail (*):

4.6. Personenkennziffer oder Sozialversicherungsnummer oder gleichwertige
Kennnummer/Kennnummer des Unternehmens oder gleichwertige Kennnummer (*):

5. FORM DER ZUSTELLUNG

5.1. Gemäß den Rechtsvorschriften des Empfangsmitgliedstaats

5.2. Gemäß der folgenden besonderen Form:

5.2.1. Sofern diese Form mit den Rechtsvorschriften des Empfangsmitgliedstaats unvereinbar
ist, soll die Zustellung nach seinem Recht erfolgen:

5.2.1.1. Ja

5.2.1.2. Nein

_________
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(*) Angabe freigestellt.

6. ZUZUSTELLENDES SCHRIFTSTÜCK

a) 6.1. Art des Schriftstücks

6.1.1. gerichtlich:

6.1.1.1. schriftliche Vorladung

6.1.1.2. Urteil

6.1.1.3. Rechtsmittel

6.1.1.4. sonstiger Art

6.1.2. außergerichtlich

b) 6.2. In dem Schriftstück angegebenes Datum oder Frist (*):

c) 6.3. Sprache des Schriftstücks:

6.3.1. Original ES, CS, DA, DE, ET, EL, EN, FR, IT, LV, LT, HU, MT, NL, PL, PT, SK, SL,
FI, SV, sonstige Sprache:

6.3.2. Übersetzung (*) ES, CS, DA, DE, ET, EL, EN, FR, IT, LV, LT, HU, MT, NL, PL, PT,
SK, SL, FI, SV, sonstige Sprache:

6.4. Anzahl der Anlagen:

7. RÜCKSENDUNG EINER ABSCHRIFT DES SCHRIFTSTÜCKS ZUSAMMEN MIT
DER BESCHEINIGUNG ÜBER DIE ZUSTELLUNG (Artikel 4 Absatz 5 der Verordnung)

7.1. Ja (in diesem Fall ist das zuzustellende Schriftstück zweifach zu übersenden)

7.2. Nein

1. Nach Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung müssen alle für die Zustellung erforderlichen
Schritte so bald wie möglich, in jedem Fall aber innerhalb eines Monats nach Eingang des
Schriftstücks erfolgen. Ist es nicht möglich gewesen, die Zustellung vorzunehmen, so muss
dies der Übermittlungsstelle anhand der Bescheinigung nach Nummer 13 mitgeteilt werden.

2. Kann der Antrag anhand der übermittelten Informationen oder Dokumente nicht erledigt
werden, so müssen Sie nach Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung auf schnellstmöglichem Weg
Verbindung zu der Übermittlungsstelle aufnehmen, um die fehlenden Auskünfte oder
Aktenstücke zu beschaffen.

Geschehen zu:
am:
Unterschrift und/oder Stempel:
_________
(*) Angabe freigestellt.
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Referenznummer der Übermittlungsstelle:

Referenznummer der Empfangsstelle:

EMPFANGSBESTÄTIGUNG

(Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1348/2000 des Rates)

Diese Bestätigung ist auf schnellstmöglichem Weg und so bald wie möglich, in jedem Fall
aber innerhalb von sieben Tagen nach Eingang des Schriftstücks zu übermitteln.

8. TAG DES EINGANGS:

Geschehen zu:

am:

Unterschrift und/oder Stempel:
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Referenznummer der Übermittlungsstelle:

Referenznummer der Empfangsstelle:

BENACHRICHTIGUNG ÜBER DIE RÜCKSENDUNG DES ANTRAGS UND DES
SCHRIFTSTÜCKS

(Artikel 6 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1348/2000 des Rates)

Der Antrag und das Schriftstück sind sofort nach Eingang zurückzuschicken.

9. GRUND FÜR DIE RÜCKSENDUNG:

9.1. Der Antrag fällt offensichtlich nicht in den Anwendungsbereich der Verordnung:

9.1.1. Das Schriftstück betrifft nicht Zivil- oder Handelssachen

9.1.2. Die Zustellung erfolgt nicht von einem Mitgliedstaat in einen anderen Mitgliedstaat

9.2. Aufgrund der Nichtbeachtung der erforderlichen Formvorschriften ist die Zustellung
nicht möglich:

9.2.1. Das Schriftstück ist nicht mühelos lesbar

9.2.2. Die zur Ausfüllung des Formblatts verwendete Sprache ist unzulässig

9.2.3. Das empfangene Schriftstück stimmt mit dem versandten Schriftstück inhaltlich nicht
genau überein

9.2.4. Sonstiges (genaue Angaben):

9.3. Die Form der Zustellung ist mit dem Recht des Empfangsmitgliedstaats nicht vereinbar
(Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung)

Geschehen zu:

am:

Unterschrift und/oder Stempel:



Drucksache 594/05 18

Referenznummer der Übermittlungsstelle:

Referenznummer der Empfangsstelle:

BENACHRICHTIGUNG ÜBER DIE WEITERLEITUNG DES ANTRAGS UND DES
SCHRIFTSTÜCKS AN DIE ZUSTÄNDIGE EMPFANGSSTELLE

(Artikel 6 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1348/2000 des Rates)

Der Antrag und das Schriftstück wurden an die folgende, örtlich zuständige Empfangsstelle
weitergeleitet:

10.1. Name/Bezeichnung:

10.2. Anschrift:

10.2.1. Straße und Hausnummer/Postfach:

10.2.2. PLZ und Ort:

10.2.3. Staat:

10.3. Tel.:

10.4. Fax (*):

10.5. E-Mail (*):

Geschehen zu:

am:

Unterschrift und/oder Stempel:

_________

(*) Angabe freigestellt.
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Referenznummer der Übermittlungsstelle:

Referenznummer der zuständigen Empfangsstelle:

EMPFANGSMITTEILUNG DER ZUSTÄNDIGEN EMPFANGSSTELLE AN DIE
ÜBERMITTLUNGSSTELLE

(Artikel 6 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1348/2000 des Rates)

Diese Mitteilung ist auf schnellstmöglichem Weg und so bald wie möglich, in jedem Fall aber
innerhalb von sieben Tagen nach Eingang des Schriftstücks zu übermitteln.

11. TAG DES EINGANGS:

Geschehen zu:

am:

Unterschrift und/oder Stempel:
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BELEHRUNG DES EMPFÄNGERS ÜBER SEIN ANNAHMEVERWEIGERUNGSRECHT

(Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1348/2000 des Rates)

ES:
El documento adjunto se notifica o traslada de conformidad con el Reglamento (CE) nº
1348/2000 del Consejo, de 29 de mayo de 2000, relativo a la notificación y al traslado en los
Estados miembros de documentos judiciales y extrajudiciales en materia civil o mercantil

Puede usted negarse a aceptar el documento si no está redactado en una lengua oficial del
lugar de notificación o traslado o en una lengua que usted comprenda y si no va acompañado
de una traducción a alguna de esas lenguas.

Si desea usted ejercitar este derecho, debe negarse a aceptar el documento en el momento de
la notificación o traslado directamente ante la persona que notifique o traslade el documento o
devolver el documento dentro del plazo de una semana contado a partir de ese momento,
declarando que se niega a aceptarlo.

CS:
Přiložená písemnost se doručuje v souladu s nařízením Rady (ES) č. 1348/2000 ze dne
29. května 2000 o doručování soudních a mimosoudních písemností ve věcech občanských
a obchodních.

Jste oprávněn/a odmítnout přijetí písemnosti, jestliže tato není v úředním jazyce místa
doručení ani v jazyce, kterému rozumíte, a není k ní připojen překlad do některého z těchto
jazyků.

Jestliže si přejete uplatnit toto právo, musíte přijetí písemnosti odmítnout v okamžiku
doručení přímo u osoby, která ji doručuje, nebo musíte písemnost vrátit do jednoho týdne od
tohoto okamžiku s prohlášením, že ji odmítáte přijmout.

DA:
Vedlagte dokument forkyndes hermed i overensstemmelse med Rådets forordning (EF) nr.
1348/2000 af 29. maj 2000 om forkyndelse i medlemsstaterne af retslige og udenretslige
dokumenter i civile og kommercielle sager.

De kan nægte at modtage dokumentet, hvis det ikke er affattet på forkyndelsesstedets
officielle sprog eller på et sprog, De forstår, eller ikke er ledsaget af en oversættelse til et af
disse sprog.

Hvis De ønsker at gøre brug af denne ret, skal De nægte at modtage dokumentet ved
forkyndelsen direkte over for den person, der forkynder det, eller returnere det senest en uge
efter forkyndelsen med angivelse af, at De nægter modtagelse.
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DE:

Die Zustellung des beigefügten Schriftstücks erfolgt im Einklang mit der Verordnung (EG)
Nr. 1348/2000 des Rates vom 29. Mai 2000 über die Zustellung gerichtlicher und
außergerichtlicher Schriftstücke in Zivil- oder Handelssachen in den Mitgliedstaaten.

Sie können die Annahme dieses Schriftstücks verweigern, wenn es nicht in einer Amtssprache
des Zustellungsortes oder nicht in einer Sprache abgefasst ist, die Sie verstehen, oder wenn
ihm keine Übersetzung in einer dieser Sprachen beigefügt ist.

Wenn Sie von ihrem Annahmeverweigerungsrecht Gebrauch machen wollen, müssen Sie dies
entweder sofort bei der Zustellung gegenüber der das Schriftstück zustellenden Person
erklären oder das Schriftstück binnen einer Woche nach der Zustellung mit der Angabe
zurücksenden, dass Sie die Annahme verweigern.

ET:
Lisatud dokument antakse kätte vastavalt nõukogu 29. mai 2000. aasta määrusele nr
1348/2000 tsiviil- ja kaubandusasjade kohtu- ja kohtuväliste dokumentide kätteandmise
kohta.

Te võite keelduda dokumenti vastu võtmast, kui see ei ole kätteandmise koha ametlikus
keeles või Teile arusaadavas keeles ning dokumendile ei ole lisatud tõlget ühte nimetatud
keeltest.

Kui Te soovite nimetatud õigust kasutada, peate Te keelduma dokumenti vastu võtmast
vahetult selle kätteandmisel, tagastades dokumendi seda kätteandvale isikule, või tagastama
dokumendi ühe nädala jooksul alates kätteandmisest, märkides, et Te keeldute dokumenti
vastu võtmast.

EL:
Η συνηµµένη πράξη επιδίδεται ή κοινοποιείται σύµφωνα µε τον κανονισµό (ΕΚ) αριθ.
1348/2000 του Συµβουλίου της 29ης Μαΐου 2000 περί επιδόσεως και κοινοποιήσεως στα
κράτη µέλη δικαστικών και εξωδίκων πράξεων σε αστικές ή εµπορικές υποθέσεις.

Έχετε δικαίωµα να αρνηθείτε την παραλαβή της πράξης εφόσον δεν είναι συνταγµένη σε µία
επίσηµη γλώσσα του τόπου επίδοσης ή κοινοποίησης ή σε γλώσσα την οποία κατανοείτε και
εφόσον δεν συνοδεύεται από µετάφραση σε µία από αυτές τις γλώσσες.

Αν επιθυµείτε να ασκήσετε αυτό το δικαίωµα, πρέπει είτε να δηλώσετε την άρνηση
παραλαβής κατά τη χρονική στιγµή της επίδοσης ή κοινοποίησης απευθείας στο πρόσωπο
που επιδίδει ή κοινοποιεί την πράξη, είτε να επιστρέψετε την πράξη εντός µιας εβδοµάδας
από τη χρονική αυτή στιγµή, δηλώνοντας ότι αρνείστε την παραλαβή της.
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EN:

The enclosed document is served in accordance with Council Regulation (EC) No 1348/2000
of 29 May 2000 on the service of judicial and extrajudicial documents in civil and commercial
matters.

You may refuse to accept the document if it is not in an official language of the place of
service or in a language which you understand and if it is not accompanied by a translation
into one of those languages.

If you wish to exercise this right, you must refuse to accept the document at the time of
service directly with the person serving the document or return the document within one week
of that time stating that you refuse to accept it.

FR: L'acte ci-joint est signifié ou notifié conformément au règlement (CE) n° 1348/2000 du
Conseil du 29 mai 2000 relatif à la signification et à la notification dans les États membres des
actes judiciaires et extrajudiciaires en matière civile et commerciale.

Vous pouvez refuser de recevoir l’acte s’il n'est pas rédigé dans une langue officielle du lieu
de signification ou de notification ou dans une langue que vous comprenez, et s’il n’est pas
accompagné d’une traduction dans l’une de ces langues.

Si vous souhaitez exercer ce droit de refus, vous devez soit faire part de votre refus de
recevoir l’acte au moment de la signification ou de la notification directement à la personne
signifiant ou notifiant l’acte, soit renvoyer l'acte dans un délai d’une semaine en indiquant que
vous refusez de le recevoir.

IT:
L’atto accluso viene notificato o comunicato in conformità del regolamento (CE)
n. 1348/2000 del Consiglio, del 29 maggio 2000, relativo alla notificazione e alla
comunicazione negli Stati membri degli atti giudiziari ed extragiudiziali in materia civile e
commerciale.

È prevista la facoltà di non accettare l’atto se non è stilato in una lingua ufficiale del luogo da
cui avviene la notificazione o la comunicazione, oppure in una lingua compresa dal
destinatario, e se l’atto non è corredato di una traduzione in una di queste lingue.

Chi desideri avvalersi di tale diritto, può rifiutare di accettare l’atto direttamente al momento
della notificazione o della comunicazione, attraverso la persona che consegna l’atto
medesimo, oppure rispedirlo entro una settimana dalla ricezione, dichiarando il proprio rifiuto
di accettarlo.
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LV:
Pievienoto dokumentu izsniedz saskaņā ar Padomes 2000. gada 29. maija Regulu (EK)
Nr. 1348/2000 par tiesas un ārpustiesas civillietu un komerclietu dokumentu izsniegšanu.

Jums ir tiesības atteikties pieņemt dokumentu, ja tas nav tās vietas oficiālajā valodā, kurā veic
izsniegšanu, vai valodā, kuru jūs saprotat, kā arī ja tam nav pievienots tulkojums vienā no
minētajām valodām.

Ja vēlaties īstenot šīs tiesības, jums no personas, kas izsniedz dokumentu, jāatsakās to pieņemt
izsniegšanas brīdī vai jānosūta dokuments atpakaļ nedēļas laikā no saņemsanas brīža, norādot,
ka jūs to atsakāties pieņemt.

LT:
Pridedamas dokumentas įteikiamas pagal 2000 m. gegužės 29 d. Tarybos reglamentą (EB)
Nr. 1348/2000 dėl teisminių ir neteisminių dokumentų civilinėse arba komercinėse bylose
įteikimo valstybėse narėse.

Jūs galite atsisakyti priimti šį dokumentą, jeigu jis neparengtas įteikimo vietos oficialia kalba
arba jūsų suprantama kalba ir jeigu prie jo nepridėtas vertimas į tas kalbas.

Jeigu norite pasinaudoti savo teise, turite atsisakyti priimti dokumentą iš tiesiogiai jį
įteikiančio asmens įteikimo metu arba grąžinti dokumentą per vieną savaitę nuo to momento,
kai jūs atsisakėte jį priimti.

HU:
A mellékelt irat kézbesítése a polgári és kereskedelmi ügyekben a bírósági és bíróságon kívüli
iratok kézbesítéséről szóló, 2000. május 29-i 1348/2000/EK tanácsi rendelet szerint történik.

Joga van megtagadni az irat átvételét, amennyiben az nem a kézbesítés foganatosítási
helyének egyik hivatalos nyelvén vagy nem az Ön számára érthető nyelven készült, és nem
mellékeltek hozzá ezen nyelvek egyikén készült fordítást.

Amennyiben e jogával élni kíván, az irat átvételét megtagadhatja közvetlenül az
iratkézbesítést végző személlyel szemben az iratkézbesítés alkalmával, vagy az iratot ezen
időponttól számított egy héten belül vissza kell küldenie az átvétel megtagadásának
feltüntetésével.
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MT:
Id-dokument mehmuż qed ikun innotifikat skond ir-Regolament tal-Kunsill (KE) Nru.
1348/2000 dwar in-notifika ta' dokumenti ġudizzjarji u extra-ġudizzjarji fi kwistjonijiet ċivili
u kummerċjali.

Tista’ tirrifjuta d-dokument jekk ma jkunx f’lingwa uffiċjali tal-post tan-notifika jew ma
jkunx f'lingwa li tifhem u jekk mhux akkumpanjat minn traduzzjoni f’waħda minn dawk il-
lingwi.

Jekk trid teżerċita dan id-dritt, għandek tirrifjuta d-dokument fil-ħin tan-notifika direttament
mal-persuna li tinnotifika d-dokument jew għandek tibgħat id-dokument lura fi żmien ġimgħa
minn dak il-ħin u tgħid li qed tirrifjutah.

NL:
De betekening of kennisgeving van het bijgevoegde stuk is geschied overeenkomstig
Verordening (EG) nr. 1348/2000 van de Raad van 29 mei 2000 inzake de betekening en de
kennisgeving in de lidstaten van gerechtelijke en buitengerechtelijke stukken in burgerlijke of
in handelszaken.

U kunt weigeren het stuk in ontvangst te nemen indien het niet in de officiële taal van de
plaats van betekening of kennisgeving dan wel in een taal die u begrijpt is gesteld en het niet
vergezeld gaat van een vertaling in een van deze talen.

Indien u dat recht wenst uit te oefenen, moet u onmiddellijk bij de betekening of kennisgeving
van het stuk en rechtstreeks ten aanzien van de persoon die de betekening of kennisgeving
verricht de ontvangst ervan weigeren of moet u het stuk binnen een week na die datum
terugzenden en verklaren dat u de ontvangst ervan weigert.

PL:
Załączony dokument doręcza się zgodnie z rozporządzeniem Rady (WE) nr 1348/2000 z dnia
29 maja 2000 r. w sprawie doręczania dokumentów sądowych i pozasądowych w sprawach
cywilnych lub handlowych w Państwach Członkowskich.

Odbiorcy przysługuje prawo odmowy przyjęcia dokumentu, jeżeli dokument nie jest w języku
urzędowym miejsca doręczenia lub w języku, który odbiorca rozumie i nie towarzyszy mu
tłumaczenie na jeden z tych języków.

Jeżeli odbiorca chce skorzystać z tego prawa, musi odmówić przyjęcia dokumentu w
momencie jego doręczenia bezpośrednio wobec osoby doręczającej lub odesłać dokument w
ciągu jednego tygodnia od tego czasu, informując o odmowie jego przyjęcia.
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PT:
O acto junto é citado ou notificado em conformidade com o Regulamento (CE) n.° 1348/2000
do Conselho, de 29 de Maio de 2000, relativo à citação e à notificação dos actos judiciais e
extrajudiciais em matérias civil e comercial nos Estados-Membros.

Pode recusar a recepção do acto se este não estiver redigido na língua oficial do local de
citação ou notificação ou numa língua que compreenda e se não for acompanhado de uma
tradução numa dessas línguas.

Se pretender exercer este direito, deve recusar a recepção do acto no próprio momento,
directamente com a pessoa que procede à citação ou notificação do acto, ou devolver o acto
no prazo de uma semana a contar dessa data, declarando que recusa a sua recepção.

SK:
Priložený dokument sa doručí v súlade s nariadením Rady (ES) č. 1348/2000 z 29. mája 2000
o doručovaní súdnych a mimosúdnych dokumentov v občianskoprávnych a obchodných
veciach.

Môžete odmietnuť prevziať tento dokument, ak nie je v úradnom jazyku miesta doručenia
alebo v jazyku, ktorému rozumiete, a ak nie je doložený prekladom do jedného z týchto
jazykov.

Ak si želáte využiť toto právo, musíte odmietnuť prevziať tento dokument v čase doručenia
priamo u osoby, ktorá dokument doručuje, alebo vrátiť dokument do jedného týždňa od tohto
času s konštatovaním, že ho odmietate prevziať.

SL:
Priložena listina se vroči v skladu z Uredbo Sveta (ES) št. 1348/2000 z dne 29. maja 2000 o
vročanju sodnih in zunajsodnih pisanj v civilnih ali gospodarskih zadevah v državah članicah.

Pravico imate, da zavrnete sprejem listine, če le-ta ni napisana v uradnem jeziku kraja
vročitve ali v jeziku, ki ga razumete, in ji ni priložen prevod v enega od teh jezikov.

Če želite uresničiti to pravico, morate zavrniti sprejem listine v času vročitve neposredno
osebi, ki listino vroča, ali vrniti listino v roku enega tedna od vročitve z izjavo, da zavračate
njen sprejem.
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FI:
Oheinen asiakirja annetaan tiedoksi oikeudenkäynti- ja muiden asiakirjojen tiedoksiannosta
jäsenvaltioissa siviili- tai kauppaoikeudellisissa asioissa 29 päivänä toukokuuta 2000 annetun
neuvoston asetuksen (EY) N:o 1348/2000 mukaisesti.

Voitte kieltäytyä vastaanottamasta asiakirjaa, jollei se ole jollakin tiedoksiantopaikan
virallisista kielistä tai kielellä, jota ymmärrätte, ja jollei mukana ole käännöstä jollekin näistä
kielistä.

Jos haluatte käyttää tätä oikeuttanne, teidän on kieltäydyttävä vastaanottamasta asiakirjaa
tiedoksiannon yhteydessä ilmoittamalla tästä suoraan asiakirjan toimittavalle henkilölle tai
palautettava asiakirja viikon kuluessa kyseisestä päivämäärästä todeten, että kieltäydytte
vastaanottamisesta.

SV:
Den bifogade handlingen har delgivits i enlighet med rådets förordning (EG) nr 1348/2000 av
den 29 maj 2000 om delgivning i medlemsstaterna av handlingar i mål och ärenden av civil
eller kommersiell natur.

Adressaten har rätt att vägra att ta emot handlingen om den inte är avfattad på
delgivningsplatsens officiella språk, eller på ett språk som adressaten inte förstår, och om det
inte åtföljs av översättning till ett av dessa båda språk.

Om adressaten önskar utöva denna rättighet, skall denne vägra att emot handlingen vid
delgivningen genom att direkt vända sig till delgivningsmannen eller genom att återsända
nämnda handling inom en vecka därefter och ange att den inte tas emot.
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Referenznummer der Übermittlungsstelle:

Referenznummer der Empfangsstelle:

BESCHEINIGUNG ÜBER DIE ZUSTELLUNG BZW. NICHTZUSTELLUNG VON
SCHRIFTSTÜCKEN

(Artikel 10 der Verordnung (EG) Nr. 1348/2000 des Rates)

Die Schriftstücke werden so rasch wie möglich, in jedem Fall jedoch binnen einem Monat
nach Eingang zugestellt. Konnte die Zustellung nicht vorgenommen werden, teilt die
Empfangsstelle dies der Übermittlungsstelle mit (gemäß Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung).

12. DURCHFÜHRUNG DER ZUSTELLUNG

a) 12.1. Tag und Ort der Zustellung:

b) 12.2. Das Schriftstück wurde

A) 12.2.1. gemäß dem Recht des Empfangsmitgliedstaats zugestellt, und zwar

12.2.1.1. übergeben

12.2.1.1.1. dem Empfänger persönlich

12.2.1.1.2. einer anderen Person

12.2.1.1.2.1. Name:

12.2.1.1.2.2. Anschrift:

12.2.1.1.2.2.1. Straße und Hausnummer/Postfach:

12.2.1.1.2.2.2. PLZ und Ort:

12.2.1.1.2.2.3. Staat:

12.2.1.1.2.3. Beziehung zum Empfänger:

Familienangehöriger Angestellter Sonstiges

12.2.1.1.3. am Wohnsitz des Empfängers

12.2.1.2. auf dem Postweg zugestellt

12.2.1.2.1. ohne Empfangsbestätigung

12.2.1.2.2. mit der beigefügten Empfangsbestätigung

12.2.1.2.2.1. des Empfängers

12.2.1.2.2.2. einer anderen Person
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12.2.1.2.2.2.1. Name:

12.2.1.2.2.2.2. Anschrift:

12.2.1.2.2.2.2.1. Straße und Hausnummer/Postfach:

12.2.1.2.2.2.2.2. PLZ und Ort:

12.2.1.2.2.2.2.3. Staat:

12.2.1.2.2.2.3. Beziehung zum Empfänger:

Familienangehöriger Angestellter Sonstiges

12.2.1.3. auf andere Weise zugestellt (bitte genaue Angabe):

B) 12.2.2. in folgender besonderer Form zugestellt (bitte genaue Angabe):

c) 12.3. Der Empfänger des Schriftstücks wurde schriftlich darüber belehrt, dass er die
Annahme des Schriftstücks verweigern darf, wenn es nicht in einer Amtssprache des
Zustellungsortes oder in einer Amtssprache, die er versteht, abgefasst ist und wenn dem
Schriftstück keine Übersetzung in einer dieser Sprachen beigefügt ist.

13. MITTEILUNG GEMÄSS ARTIKEL 7 ABSATZ 2

Die Zustellung konnte nicht binnen einem Monat nach Eingang des Schriftstücks
vorgenommen werden.

14. VERWEIGERUNG DER ANNAHME

Der Empfänger verweigerte die Annahme des Schriftstücks aufgrund der verwendeten
Sprache. Die Schriftstücke sind dieser Bescheinigung beigefügt.

15. GRUND FÜR DIE NICHTZUSTELLUNG DES SCHRIFTSTÜCKS

15.1. Wohnsitz nicht bekannt

15.2. Empfänger unbekannt

15.3. Das Schriftstück konnte nicht vor dem Datum bzw. innerhalb der Frist nach Nummer
6.2 zugestellt werden.

15.4. Sonstiges (bitte angeben):

Die Schriftstücke sind dieser Bescheinigung beigefügt.

Geschehen zu:

am:

Unterschrift und/oder Stempel:


